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M i e t r e c h t
Keine Eigenbedarfskündigung zugunsten 
des Cousins
Zugunsten eines Cousins kann eine Eigenbe-
darfskündigung nicht ausgesprochen werden, 
da dieser kein Familienangehöriger im Sinne 
von § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB ist. Dies geht aus 
einer Entscheidung des Amtsgerichts Ber-
lin-Mitte hervor.

Das Amtsgericht Berlin-Mitte hatte zu ent-
scheiden, ob zugunsten eines Cousins eine Ei-
genbedarfskündigung ausgesprochen werden 
kann. Das Gericht entschied, dass ein Cousin 
kein Familienangehöriger im Sinne von § 573 
Abs. 2 Nr. 2 BGB sei und daher zu seinen Guns-
ten keine Eigenbedarfskündigung ausgespro-
chen werden könne. Familienangehörige im 
Sinne der Vorschrift seien nur Personen, de-
nen ein Zeugnisverweigerungsrecht gemäß § 
383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 ZPO zustehe. Darauf, ob 
ein besonders enges persönliches Band zwi-
schen dem Vermieter und der Bedarfsperson 
besteht, komme es nicht an.
Nach Auffassung des Amtsgerichts stehe der 
Vermieter nicht schutzlos da. Denn in Aus-
nahmefällen könne eine Kündigung nach § 
573 Abs. 1 BGB in Betracht kommen, wenn 
die Räume eine nicht zum Kreis der Bedarfs-
personen gehörenden Person zur Verfügung 
gestellt werden sollen, nämlich wenn der vom 
Vermieter geltend gemachte Bedarf von der 
Intensität ein Gewicht habe, das dem § 573 
Abs. 2 Nr. 2 BGB vergleichbar sei.
Amtsgericht Berlin-Mitte,
Urteil vom 20.04.2023 – 25 C 183/22 –

M i e t r e c h t
Taubenkot auf Balkon kein Mietmangel
Das Amtsgericht Hanau hat entschieden, 
dass die Mieterin einer Wohnung bei einer 
Verunreinigung ihres Balkons mit Taubenkot 
die Miete nicht mindern und von dem Ver-
mieter auch nicht die Reinigung des Balkons 
verlangen kann.
Der Balkon der Mieterin war durch Tauben-
kot verunreinigt worden. Da der Vermieter 
dieses nicht verhindert habe und auch keine 
Reinigung des Balkons vornahm, kürzte sie 
die Miete anteilig. Der Vermieter klagte da-
her die restliche Miete ein.
Das Amtsgericht Hanau verurteilte die Mie-
terin, die Miete vollständig zu zahlen. Soweit 
keine anderslautenden Abreden zwischen 
den Parteien vorliegen, sei der Vermieter 
nicht verpflichtet, das Einfliegen von Tau-
ben und eine mögliche Verunreinigung ei-
ner vermieteten Wohnung durch diese zu 
verhindern. Hierauf habe er grundsätzlich 
keinen Einfluss. Es handele sich vielmehr um 
ein allgemeines Risiko, welches nicht in den 
Verantwortungsbereich des Vermieters falle. 
Auch schulde der Vermieter nicht die Reini-
gung des Balkons. Zwar habe er für den ord-
nungsgemäßen Zustand der Liegenschaft zu 
sorgen, das erfordere entsprechende Säube-
rungsarbeiten jedoch nur auf den Gemein-
schaftsflächen, für die Reinigung der ange-
mieteten Wohnung sei der Mieter zuständig.
Amtsgericht Hanau,
Urteil vom 25.10.2023 – 94 C 21/22 –

V e r k e h r s r e c h t
An geöffneter Fahrzeugtür Vorbeifah-
render muss mindestens einen Meter 
Seitenabstand einhalten

Ist für einen Fahrzeugführer eine geöffnete 
Fahrzeugtür erkennbar, so muss er minde-
stens einen Seitenabstand von einem Meter 

einhalten. Tut er das nicht und kommt es 
zu einer Kollision, so kann dies seine Allein-
haftung begründen. Dies hat das Landge-
richt Saarbrücken entschieden.
Im April 2021 kam es im Saarland zu einem 
Zusammenstoß zwischen einem fahrenden 
Pkw und der geöffneten Fahrzeugtür eines 
am Straßenrand parkenden Fahrzeugs. Des-
sen Halter hatte gerade das Fahrzeug durch 
die hintere Tür auf der Fahrerseite beladen. 
Er klagte schließlich gegen den Halter des 
vorbeifahrenden Fahrzeugs auf Zahlung 
von Schadensersatz.
Das Amtsgericht Völklingen nahm eine 
hälftige Haftungsverteilung vor. Dagegen 
richtete sich die Berufung des Klägers. Das 
Landgericht Saarbrücken entschied dage-
gen zu Gunsten des Klägers. Ihm stehe ein 
Anspruch auf Zahlung des vollen Schaden-
ersatzes zu.
Dem Beklagten sei nach Ansicht des Land-
gerichts die Nichteinhaltung eines ausrei-
chenden Seitenabstands anzulasten. Zwar 
reiche grundsätzlich ein Seitenabstand von 
ca. 50 cm eines vorbeifahrenden Pkw zu 
einem geparkten Pkw aus. Ein Seitenab-
stand von unter 1 m genüge jedoch dann 
nicht, wenn auf dem Seitenstreifen ne-
ben der Fahrbahn ein Pkw mit geöffneter 
Fahrzeugtür steht und jederzeit mit einem 
weiteren Öffnen der Tür gerechnet werden 
muss oder in der geöffneten Tür eine Per-
son steht. Letzteres sei hier der Fall gewe-
sen.
Nach Auffassung des Landgerichts überwie-
ge hier aber das Verschulden des Beklagten 
als Vorbeifahrenden, so dass dieser trotz 
des beiderseitigen Verkehrsverstoßes für 
die Unfallfolgen allein haften müsse. Der 
Kläger habe darauf vertrauen dürfen, dass 
sich ein näherndes Fahrzeug die von wei-
tem sichtbare Tür erkennen und sich darauf 
einstellen würde.
Landgericht Saarbrücken,
Urteil vom 10.11.2023 – 13 S 8/23 –

V e r k e h r s r e c h t
Trunkenheitsfahrt mit E-Scooter kostet 
Fahrerlaubnis
Das Oberlandesgericht Braunschweig 
hat klargestellt, dass die Fahrt mit einem 
E-Scooter im Zustand der absoluten Fahr- 
untüchtigkeit regelmäßig zu einer Entzie-
hung der Fahrerlaubnis führt.
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Trotz gewissenhafter Bearbeitung der 
Beiträge kann eine Haftung für die Inhalte 
nicht übernommen werden. Verbindliche 
Auskünfte können nur im Rahmen eines 
Mandatsverhältnisses erteilt werden. 
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Der Angeklagte befuhr in Göttingen 
in alkoholisiertem Zustand mit einem 
E-Scooter die Reinhäuser Landstraße. Bei 
einer Kontrolle stellten die Polizeibeam-
ten einen Blutalkoholwert von 1,83 Pro-
mille fest. Das Amtsgericht verurteilte ihn 
daraufhin wegen Trunkenheit im Verkehr 
zu einer Geldstrafe. Daneben verhängte 
es als weitere Strafe ein Fahrverbot, 
sah aber von einer Entziehung der Fah-
rerlaubnis ab. Zwar gelte nach § 69 des 
Strafgesetzbuches (StGB), dass ein Täter, 
der wegen Trunkenheit im Verkehr verur-
teilt wird, in der Regel als ungeeignet zum 
Führen von Kraftfahrzeugen anzusehen 
sei. Jedoch habe der Angeklagte „nur“ 
einen E-Scooter verwendet und mit die-
sem lediglich eine kurze Strecke zurück-
gelegt, argumentierte das Amtsgericht. 
Die Staatsanwaltschaft Göttingen legte 
gegen dieses Urteil – beschränkt auf den 
Rechtsfolgenausspruch – Sprungrevisi-
on ein. Das Amtsgericht stelle bei seiner 
Entscheidung, von der Entziehung der 
Fahrerlaubnis abzusehen, rechtsfehler-
haft darauf ab, dass der Angeklagte nicht 
mit einem PKW, sondern einem E-Scooter 
gefahren sei. Dies widerspreche der ge-
setzgeberischen Wertung, wonach der 
E-Scooter als Kraftfahrzeug einzustu-
fen und die Fahrerlaubnis beim Führen 
von Kraftfahrzeugen in fahruntüchtigem 
Zustand regelmäßig zu entziehen sei, 
so auch die Generalstaatsanwaltschaft 
Braunschweig in ihrer Antragsschrift.

Dieser Argumentation ist das Oberlandes-
gericht nun gefolgt und hat die Rechts-
folgenentscheidung des Amtsgerichts 
mit den dazugehörigen Feststellungen 
aufgehoben. Der Strafsenat ist ebenso 
wie bereits das Amtsgericht von einer 
absoluten Fahruntüchtigkeit des Ange-
klagten ausgegangen. Dies folge daraus, 
dass der E-Scooter in seiner Fahreigen-
schaft und seinem Gefährdungspotential 
einem Fahrrad mindestens gleichzustel-
len sei und der Angeklagte den nach der 
obergerichtlichen Rechtsprechung für 
Fahrradfahrer geltenden Grenzwert von 
1,6 Promille überschritten habe. Ob für 
E-Scooter auch der für Kraftfahrzeugfüh-
rer geltende Grenzwert von 1,1 Promille 
gilt, musste der Senat danach nicht ent-
scheiden. Aufgrund der Verurteilung we-
gen einer Trunkenheitsfahrt sei nach § 69 
StGB auch davon auszugehen, dass der 
Angeklagte zum Führen von Kraftfahr-
zeugen ungeeignet sei. Abweichend von 
der erstinstanzlichen Entscheidung hat 
der Senat nach dem bisher festgestellten 
Sachverhalt keine besonderen Umstände 
ausmachen können, die eine Ausnahme 
von dieser Regelvermutung rechtfertigten.
Ein E-Scooter sei ein Kraftfahrzeug im 

Sinne dieser Vorschrift. Damit greife die 
Regelvermutung zunächst einmal. Ob von 
dieser ausnahmsweise abzuweichen sei, 
sei von den Umständen des Einzelfalls ab-
hängig. Allein die Art des Kraftfahrzeugs 
könne eine Ausnahme nicht begründen 
und auch nicht als stets mildernd berück-
sichtigt werden. Auch die weiteren von 
dem Amtsgericht angeführten Gründe 
tragen nicht die Annahme eines Ausnah-
mefalls. Insbesondere handele es sich bei 
einer Fahrtstrecke von einem Kilometer 
nicht um eine kurze Fahrt. 
Oberlandesgericht Braunschweig,
Urteil vom 30.11.2023 – 1 ORs 33/23 –

R e i s e r e c h t
Reisemangel bei zu wenig verfügbaren 
Liegestühlen
Eine Pauschalreise kann auch dann man-
gelhaft sein, wenn der Reiseveranstalter 
in einer Hotelanlage entweder nur wenige 
Poolliegen zur Verfügung stellt oder aber 
nicht einschreitet, wenn andere Reisegä-
ste Poolliegen etwa mittels eines Hand-
tuchs längere Zeit reservieren, ohne sie 
tatsächlich zu nutzen. Dies hat das Amts-
gericht Hannover entschieden.
Der Kläger buchte für sich und seine 
Familie eine Pauschalreise nach Rho-
dos zum Preis von insgesamt 5260 Euro. 
Das gebuchte Hotel verfügte über sechs 
Swimmingpools und etwa 500 Poolliegen. 
Nach den ausgeschilderten Verhaltensre-
geln war es den Badegästen untersagt, 
Poolliegen für mehr als 30 Minuten zu re-
servieren, ohne sie zu nutzen. Tatsächlich 
war es aber so, dass Badegäste Poolliegen 
auch länger mit ihren Handtüchern reser-
vierten. Leitung und Personal des Hotels 
unternahmen nichts dagegen. Der Kläger 
und seine Familie hingegen hielten sich 
an die vorgegebenen Verhaltensregeln. 
Der Kläger rügte mehrfach, dass ihm und 
seiner Familie deswegen keine Liegen zur 
Verfügung gestanden hätten. Darin sah 
der Kläger einen Reisemangel und for-
derte von der Beklagten u. a. einen Teil 
des Reisepreises (798 Euro) zurück.

Das Amtsgericht gab der Klage teilweise 
statt und sprach dem Kläger einen Betrag 
von 322 Euro zu. Dabei hat das Gericht 
angenommen, dass der Reiseveranstalter 
nicht gehalten ist, jedem Hotelgast eine 
Liege zur Verfügung zu stellen. Vielmehr 
müsse die Anzahl der Liegen in einem 
angemessenen Verhältnis zur Auslastung 
des Hotels und damit zur Anzahl der Ho-
telgäste stehen.
Stünden zwar genug Liegen zur Ver-
fügung, seien diese für den Reisenden 
aber faktisch nicht nutzbar, weil andere 

Hotelgäste entgegen den Verhaltensre-
geln Poolliegen mit eigenen Handtüchern 
reservierten, ohne sie zu nutzen, sei der 
Reiseveranstalter zum Einschreiten ver-
pflichtet.
Es sei in diesem Zusammenhang auch 
nicht Sache des Reisenden, selbst für 
Abhilfe zu sorgen, indem er entweder 
fremde Handtücher eigenmächtig ent-
ferne oder seinerseits entgegen den Ver-
haltensregeln Liegen reserviere. Dies sei 
unzumutbar, da Streitigkeiten mit ande-
ren Hotelgästen zu befürchten seien, auf 
die sich kein Reisender einlassen müsse.
Amtsgericht Hannover,
Urteil vom 29.12.2023 – 553 C 5141/23 –

F a m i l i e n r e c h t
Kein Absehen von Scheidung bei Leiden 
der Kinder unter Trennung
Leiden die Kinder unter der Trennung der 
Eltern, so begründet dies kein Absehen 
von der Scheidung gemäß § 1568 Abs. 1 
BGB. Denn wenn ein Elternteil die Fort-
führung der Ehe rundheraus ablehnt, ist 
nicht damit zu rechnen, dass die Eltern 
wieder zusammenkommen und sich da-
mit das Leid der Kinder verringert. Dies 
hat das Oberlandesgericht Stuttgart ent-
schieden.
Im Juni 2023 wurde eine Ehe durch das 
Amtsgericht Albstadt geschieden. Dage-
gen legte die Ehefrau Beschwerde ein. 
Sie führte an, dass die gemeinsame min-
derjährige Tochter unter der Trennung 
der Eltern leide. Sie habe depressive Ver-
stimmungen und könne die Trennung 
der Eltern nicht akzeptieren. Die Ehefrau 
beantragte daher aus Kindeswohlgrün-
den das Absehen von der Scheidung. Der 
Ehemann wollte unter keinen Umständen 
die Ehe fortführen und hielt daher am 
Scheidungswillen fest.
Das Oberlandesgericht Stuttgart ent-
schied gegen die Ehefrau. Ein Absehen 
von der Scheidung aus Kindeswohlgrün-
den gemäß § 1568 Abs. 1 BGB komme 
nicht in Betracht. Die Härteklausel greife 
nur, wenn bei dem Kind durch die Schei-
dung selbst solche atypischen, unge-
wöhnlichen Folgen verursacht werden, 
dass die Aufrechterhaltung der Ehe im 
Kindeswohlinteresse notwendig sei. So 
liege der Fall hier nicht.
Zwar könne das Kind unter der Trennung 
der Eltern leiden, so das Oberlandesge-
richt. Dieses Leid werde aber nicht da-
durch vermindert, dass vom Ausspruch 
der Scheidung abgesehen werde, weil 
dies nicht zur Folge habe, dass die Eltern 
wieder zusammenkommen.
Oberlandesgericht Stuttgart,
Beschluss vom 12.12.2023 – 18 UF 30/23 –
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